
 
Überarbeiteter Vorentwurf einer Richtlinie von 1987 

(Liquidationsrichtlinie) 
 
 

 
 
Begründung 
 
Allgemeine Erwägungen 
 
(1) Die Kommission hat sich in ihrem Weißbuch 
über die Vollendung des Binnenmarktes im Jahr 
1992 für eine Harmonisierung der Rechtsvor-
schriften der Mitgliedstaaten im Bereich der Li-
quidation der Gesellschaften ausgesprochen 
und darüber einen Richtlinienvorschlag für 1987 
angekündigt. 

(2) Die Liquidation einer Gesellschaft kann nicht 
von ihrer Auflösung getrennt werden. Außer im 
Fall einer Verschmelzung führt nämlich die Auf-
lösung einer Gesellschaft zu ihrer Liquidation, 
was die gleichzeitige Behandlung der beiden 
Vorgänge rechtfertigt. 

(3) Die Harmonisierung im Bereich der Auflö-
sung und Liquidation von Gesellschaften unter-
scheidet sich hinsichtlich ihrer rechtlichen Trag-
weite und ihrer Ziele eindeutig von der vorgese-
henen Vereinheitlichung der Konkurs-, Ver-
gleichs- und ähnlicher Verfahren, mit denen die 
Fälle von Zahlungsunfähigkeit geregelt werden 
sollen. Zu diesem Zweck ist auf der Grundlage 
von Artikel 220 des Vertrags von Rom der Ent-
wurf eines Übereinkommens ausgearbeitet 
worden, der dem Rat zur Erörterung vorliegt. 

(4) Außerdem sind die Kreditinstitute und die 
Versicherungsunternehmen aufgrund ihrer be-
sonderen Tätigkeit vom Anwendungsbereich 
dieses Richtlinienvorschlags auszunehmen. 
Für sie gelten andere Gemeinschaftsmaßnah-
men. 

(5) Das Problem der Auflösung und Liquidation 
steht seit langem auf dem Programm zur Koor-
dinierung des Gesellschaftsrechts, das auf der 
Grundlage von Artikel 54 des Vertrags von Rom 
im Wege von Richtlinien durchgeführt wird. 
Diese Koordinierung soll in bezug auf die Ge-
sellschaften einen gleichwertigen Schutz der 
Gesellschafter und der Dritten sicherstellen. 
Bisher hat sich die Harmonisierung auf diesem 
Gebiet insbesondere auf die Offenlegung (1), 
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die Gründung und das Kapital (2), den Jahres-
abschluß (3) und den konsolidierten Abschluß 
(4), die Zulassung der Rechnungsprüfer (5) so-
wie auf die Vorgänge der Verschmelzung (6) 
und der Spaltung (7) erstreckt. 

(6) Die vorliegende Richtlinie gehört hinsichtlich 
ihres Anwendungsbereichs zu den Harmonisie-
rungsmaßnahmen, die auf alle Kapitalgesell-
schaften anwendbar sind. Die bei der Auflösung 
und Liquidation zu regelnden Probleme dürften 
nämlich für die eine oder die andere dieser Ge-
sellschaftsformen die gleichen sein. Diese 
Gleichbehandlung ist angesichts der zuneh-
menden Zahl der Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung und der abnehmenden Zahl 
der Aktiengesellschaften umso mehr gerecht-
fertigt. 

(7) Das wesentliche Ziel der Richtlinie besteht 
darin, Gesellschaftern und Gläubigern im Fall 
der Auflösung und Liquidation einer Gesell-
schaft einen gleichwertigen Schutz zu geben. 
Einmal müssen die Gläubiger vor einer Vertei-
lung des Gesellschaftsvermögens zu ihren Un-
gunsten geschützt werden. Zum anderen müs-
sen nach Befriedigung aller Gläubiger die Ge-
sellschafter sicher sein, ihren Anspruch auf das 
verbleibende Nettovermögen geltend machen 
zu können. Infolge der allmählichen Integration 
des Binnenmarktes haben mehr und mehr Ge-
sellschafter oder Gläubiger ihren Wohnsitz in 
anderen Mitgliedstaaten als dem der Gesell-
schaft. Es liegt auf der Hand, daß die betreffen-
den Personen einen gleichwertigen Schutz in 
der gesamten Gemeinschaft bei den Verfahren 
benötigen, die das Ende eines Unternehmens 
herbeiführen sollen. 

(8) Die Richtlinie zielt keineswegs darauf ab, 
eine erschöpfende und detaillierte Regelung 
diesem Bereich einzuführen. Sie beschränkt 
sich darauf, einige Grundsätze aufzustellen und 
überläßt die Regelung im einzelnen den Geset-
zen der Mitgliedstaaten. Was die Reihenfolge 
der Bestimmungen angeht, so werden zunächst 
die Probleme der Auflösung und anschließend 
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die der Liquidation geregelt. In beiden Berei-
chen stützt sich die Richtlinie auf die bereits 
durchgeführte Harmonisierung von Maßnah-
men der Offenlegung und der Regeln über die 
Gültigkeit der von den Gesellschaftsorganen 
eingegangenen Verpflichtungen. 

(9) Nach dem derzeitigen Stand der Rechte der 
Mitgliedstaaten sind die Gründe, aus denen 
eine Gesellschaft aufgelöst werden kann, zahl-
reich und zuweilen unterschiedlich. Außerdem 
sind hinsichtlich der Art und Weise der Auflö-
sung tiefgreifende Unterschiede zu verzeich-
nen. Es geht also darum, diese Unterschiede in-
soweit anzugleichen, als dies für die Rechtssi-
cherheit der betreffenden Personen notwendig 
ist. In dieser Perspektive schließt die Richtlinie 
die Auflösung kraft Gesetzes weitgehend aus, 
sie ist nur nach Ablauf der in der Satzung oder 
im Errichtungsakt festgesetzten Dauer der Ge-
sellschaft zulässig. In allen anderen Fällen kann 
die Auflösung allein durch einen darauf gerich-
teten Beschluß erfolgen, der stets offenzulegen 
ist. 

(10) Hierfür ist an erster Stelle die Hauptver-
sammlung zuständig, die diesen Beschluß nur 
mit qualifizierter Mehrheit fassen kann. An zwei-
ter Stelle ist die Zuständigkeit eines Gerichtes 
oder einer Verwaltungsbehörde vorzusehen. 

Der Auflösungsbeschluß einer solchen Instanz 
ist aber im Gegensatz zu dem der Hauptver-
sammlung nur in bestimmten Fällen möglich. 
Allerdings enthält die Richtlinie, die das Vorge-
hen des Gerichts oder der Verwaltungsbehörde 
sehr allgemein begrenzt, kein Verzeichnis die-
ser Fälle und überläßt es den einzelstaatlichen 
Gesetzgebern, sie in ihren Rechtsvorschriften 
ausdrücklich festzulegen oder ihre Einführung 
durch Satzung zu gestatten. Diese Flexibilität 
stellt eine Art Ausgleich für den nahezu vollstän-
digen Ausschluß einer Auflösung kraft Geset-
zes dar, was auch mit der bereits erfolgten Har-
monisierung auf dem Gebiet der Nichtigkeit von 
Gesellschaften in Einklang steht. 

(11) Die Auflösung der Gesellschaft führt zu ih-
rer Liquidation, mit deren Durchführung die Li-
quidatoren beauftragt sind. Folglich ist es sehr 
wichtig, eine Reihe von Garantien in bezug auf 
diese Personen vorzusehen. So ist insbeson-
dere sicherzustellen, daß die Gesellschafter 
Einfluß auf ihre Bestellung haben und gleichzei-
tig ersatzweise das Gericht oder die Verwal-
tungsbehörde eine Bestellungsbefugnis erhält. 
Die zivilrechtliche Haftung der Liquidatoren 
kann in keinem Fall weniger streng geregelt 
werden als die der Mitglieder der Geschäftsfüh-
rer der Gesellschaft. Die Abberufung der Liqui-
datoren darf nicht allein vom Beschluß der 
Hauptversammlung abhängig gemacht werden. 
Vielmehr muß jeder Gesellschafter oder Gläu-
biger das Recht haben, eine Instanz außerhalb 

der Gesellschaft anzurufen, die eine Abberti-
fung aus wichtigem Grund vornehmen kann. 

(12) Die Liquidation soll an erster Stelle die 
Gläubiger der Gesellschaft befriedigen. Zu die-
sem Zweck sind Regeln für die Aufforderung 
der Gläubiger zur Anmeldung ihrer Forderun-
gen und eine Ausschlußfrist vorgesehen. Erst 
nach Befriedigung der Gläubiger können die Li-
quidatoren die Verteilung des verbleibenden 
Nettovermögens der Gesellschaft zugunsten 
der Gesellschafter im Verhältnis ihrer Beteili-
gung am Kapital der Gesellschaft vornehmen. 
Diese Verteilung erfolgt im übrigen anhand ei-
ner besonderen Unterlage, die der Hauptver-
sammlung zur Unterrichtung vorgelegt wird und 
gegen die jeder Aktionär Einspruch beim Ge-
richt oder bei der Verwaltungsbehörde erheben 
kann. 

 
I. Anwendungsbereich 

 
Artikel 1 
 
(1) Die durch diese Richtlinie vorgeschriebenen 
Koordinierungsmaßnahmen gelten für die  
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit-
gliedstaaten für Gesellschaften folgender 
Rechtsformen: 

a) in Deutschland: 

die Aktiengesellschaft, die Kommanditgesell-
schaft auf Aktien, die Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung; 

b) in Belgien: 

la société anonyme/deꞏ naamloze vennoot-
schap, la société en commandite par ac-
tions/de commanditaire vennootschap op 
aandelen, la société de personnes á respon-
sabilité limitée/de personnenvennootschap 
met beperkte aansprakelijkheid; 

c) in Dänemark: 

aktieselskaber, kommanditaktieselskaber, 
anpartselskaber; 

d) in Spanien: 

sociedad anonima, sociedad en comandita 
par acciones, sociedad de responsabilidad 
limitada; 

e) in Frankreich: 

la société anonyme, la société en com-
mandite par actions, la société responsabilite 
limitee; 

f) in Griechenland: 

η ανώνυμη επαρία, η επαιρία περιορισμένης 
ευθύνης, η ετερόρρυθμη κατά μετοχές 
εταιρία; 



g) in Irland: 

public companies limited by shares or by 
guarantee, private companies limited by 
shares or by guarantee; 

h) in Italien: 

la societá per azioni, la societá in accoman-
ditaper azioni, la societá a responsabilitá lim-
itata; 

i) in Luxemburg: 

la société anonyme, la société en com-
mandite par actions, la société a responsabil-
ité limitée; 

j) in den Niederlanden: 

de naamloze vennootschap, de besloten 
vennootschap met beperkte aansprakelijk-
heid; 

1) in Portugal: 

sociedade anonima, sociedade em comdaita 
par accoes, sociedad por quotas de re-
sponsabilidade limitada; 

m) im Vereinigten Königreich: 

public companies limited by shares or by 
guarantee, private companies limited by 
shares or by guarantee. 

 
(2) Diese Richtlinie ist nicht anwendbar: 

a) auf Banken und andere Finanzinstitute so-
wie auf Versicherungsunternehmen;  

b) auf Gesellschaften, die Gegenstand eines 
Konkurs-, Vergleichs- oder eines anderen 
ähnlichen Verfahrens sind; 

c) auf durch eine Verschmelzung im Sinne von 
Artikel 3 oder 4 der Richtlinie 78/855/EWG 
(8) aufgelösten Gesellschaften. 

(3) Die Mitgliedstaaten brauchen diese Richtli-
nie auf Genossenschaften, die in einer der 
in Absatz 1 genannten Rechtsformen ge-
gründet worden sind, nicht anzuwenden. 

 
II. Auflösung der Gesellschaft 

 
Artikel 2 
 
Die Gesellschaft kann nur aufgelöst werden 

a) durch Ablauf der in der Satzung oder im Er-
richtungsakt festgelegten Dauer oder 

b) durch einen Beschluß der Hauptversamm-
lung der Aktionäre oder Gesellschafter nach 
Artikel 3 oder 
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c) durch den Beschluß eines Gerichts oder ei-
ner Verwaltungsbehörde nach Artikel 4. 

 
Artikel 3 
 
(1) Der Beschluß der Hauptversammlung der 
Aktionäre oder Gesellschafter über die Auflö-
sung der Gesellschaft erfordert zumindest eine 
Mehrheit von nicht weniger als zwei Dritteln der 
Stimmen der vertretenen Wertpapiere oder des 
vertretenen gezeichneten Kapitals. 

(2) Die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
können jedoch vorschreiben, daß die einfache 
Mehrheit der in Absatz 1 bezeichneten Stim-
menausreicht, sofern mindestens die Hälfte des 
gezeichneten Kapitals vertreten ist. 

Artikel 4 
 
(1) Der Beschluß eines Gerichts oder einer Ver-
waltungsbehörde über die Auflösung der Ge-
sellschaft kann nur ausgesprochen werden  

a) in Fällen, die ausdrücklich vom Gesetz oder 
von der Satzung oder dem Errichtungsakt 
vorgesehen sind und die die Funktionsweise 
der Gesellschaft oder die Ausübung ihrer 
Geschäftstätigkeit betreffen; 

b) in Fällen, die in Artikel 11 der Richtlinie 68/ 
151 /EWG (9) bezeichnet werden und einen 
Mangel bei der Gründung der Gesellschaft 
betreffen oder 

c) in einem Fall, in dem der Zweck der Gesell-
schaft erfüllt ist oder nicht weiter verfolgt 
werden kann. 

 
(2) Die Mitgliedstaaten dürfen allein die Vereini-
gung aller Aktien in einer Hand oder das Absin-
ken der Zahl der Gesellschafter unter die ge-
setzliche Mindestzahl nicht als Grund für die 
Auflösung der Gesellschaft vorsehen. Artikel 5 
der Richtlinie 77/91 /EWG (10) wird aufgehoben. 

(3) Das in Absatz 1 vorgesehene Verfahren der 
Auflösung vor einem Gericht oder einer Verwal-
tungsbehörde muß zumindest vom Verwal-
tungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgan der Ge-
sellschaft oder von einem oder mehreren Aktio-
nären oder Gesellschaftern eingeleitet werden 
können (die über Aktien oder Anteile im Nenn-
wert, oder, wenn ein Nennwert nicht vorhanden 
ist, im Rechnungswert von 5 % des gezeichne-
ten Kapitals verfügen). 

(4) Die Gerichts- oder Verwaltungsbehörde 
muß der Gesellschaft eine ausreichende Frist 
einräumen können, um den Mangel zu behe-
ben. 

 
(10) ABI. Nr. L 26 vom 31. 1. 1977 



(5) Bei Beschluß durch eine Verwaltungsbe-
hörde müssen Rechtsmittel gegen diesen Be-
schluß bei einem Gericht eingelegt werden kön-
nen. 

 
Artikel 5 
 
(1) Der von der Hauptversammlung der Aktio-
näre oder Gesellschafter gefaßte Beschluß 
über die Auflösung der Gesellschaft kann von 
dieser Versammlung mit der nach Artikel 3 er-
forderlichen Mehrheit widerrufen werden, so-
lange keine Verteilung im Rahmen der Liquida-
tion nach Artikel 12 vorgenommen worden ist. 

(2) Unter den in Absatz 1 genannten Vorausset-
zungen kann die Hauptversammlung der Aktio-
näre oder Gesellschafter eine Auflösung der 
Gesellschaft wegen des Ablaufs der in der Sat-
zung oder im Errichtungsakt festgelegten Dauer 
der Gesellschaft für nichtig erklären. 

 
III. Liquidation der Gesellschaft 

 
Artikel 6 
 
(1) Die Auflösung der Gesellschaft führt zu ihrer 
Liquidation. Die Liquidation wird von einem Li-
quidator oder von mehreren Liquidatoren vorge-
nommen. 

(2) Die Liquidatoren werden bestellt: 

a) durch die Satzung oder den Errichtungsakt 
oder, andernfalls,  

b) durch einen Beschluß der Hauptversamm-
lung, der mit der Mehrheit der von den Akti-
onären oder Gesellschaftern abgegebenen 
Stimmen gefaßt wird, oder, andernfalls, 

c) durch ein Gericht oder eine Verwaltungsbe-
hörde auf Antrag eines Aktionärs, Gesell-
schafters oder Gläubigers oder des Verwal-
tungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans der 
Gesellschaft. 

 
(3) Die Aufgaben von Liquidatoren werden, so-
weit sie nicht durch die Satzung oder den Er-
richtungsakt bestellt sind und bis zum Zeitpunkt 
einer Bestellung durch die Hauptversammlung 
oder durch ein Gericht oder eine Verwaltungs-
behörde, von den Mitgliedern des Verwaltungs- 
oder Leitungsorgans wahrgenommen. 

 
Artikel 7 
 
Die Liquidatoren können vor dem Abschluß der 
Liquidation abberufen werden: 
 
a) in den in Artikel 6 Buchstaben a) und b) vor-
gesehenen Fällen der Bestellung, durch einen 

Beschluß der Hauptversammlung, der mit der 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen der Aktio-
näre oder Gesellschafter gefaßt wird;  

b) in allen Fällen der Bestellung durch ein Ge-
richt oder eine Verwaltungsbehörde, auf Antrag 
eines Aktionärs, Gesellschafters oder ꞏGläubi-
gers der Gesellschaft, jedoch nur bei Vorliegen 
eines wichtigen Grundes. 

Artikel 8 
 
(1) Die Liquidatoren können alle für die Liquida-
tion der Gesellschaft notwendigen Handlungen 
unter Beachtung der sich insbesondere aus den 
Artikeln 10 bis 13 ergebenden Verpflichtungen 
vornehmen. 

(2) Die Liquidatoren sind befugt, die Gesell-
schaft gegenüber Dritten zu verpflichten und sie 
gerichtlich zu vertreten. 

(3) Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe j) der Richtlinie 
68/151/EWG wird wie folgt geändert: 

„Die Bestellung, das Ausscheiden sowie die 
Personalien der Liquidatoren. Bei der Offenle-
gung muß angegeben werden, ob die Liquida-
toren die Gesellschaft allein oder nur gemein-
schaftlich verpflichten können." 

 

Artikel 9 
 
Die Gesetze der Mitgliedstaaten regeln die zivil-
rechtliche Haltung der Liquidatoren für schuld-
haftes Verhalten bei der Erfüllung ihrer Aufga-
ben zumindest nach den gleichen Vorschriften, 
die auf die zivilrechtliche Haftung der Mitglieder 
des Verwaltungs- oder Leitungsorgans der Ge-
sellschaft anwendbar sind. Unabhängig von 
dem Umfang der Haftung der Mitglieder dieser 
Organe muß  jedoch die Haftung der Liquidato-
ren gegenüber der Gesellschaft sowie gegen-
über jedem Aktionär oder Gesellschafter sowie 
gegenüber jedem Gläubiger dieser Gesellschaft 
vorgesehen werden. 

 
Artikel 10 
 
(1) Die Liquidatoren müssen zum Zeitpunkt der 
Eröffnung der Liquidation eine Übersicht über 
die Vermögenslage der Gesellschaft erstellen. 
Jeder Aktionär oder Gesellschafter sowie jeder 
Gläubiger der Gesellschaft kann eine Abschrift 
dieser Übersicht ohne Kosten und auf Anfrage 
erhalten. 

(2) Diese Richtlinie berührt nicht die Bestim-
mungen der Richtlinien 78/660/EWG, 83/349/ 
EWG und 84/253/EWG über die Aufstellung, 
Prüfung und Offenlegung des Jahresabschlus-
ses oder des konsolidierten Abschlusses sowie 



über die Zulassung der mit der Pflichtprüfung 
dieser Abschlüsse beauftragten Personen. 

 
Artikel 11 
 
(1) Die in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe h) der 
Richtlinie 68/151/EWG vorgesehene Offenle-
gung der Auflösung der Gesellschaft muß sich 
auch auf den Zustand der Liquidation der Ge-
sellschaft und die Aufforderung an die Gläubi-
ger zur Anmeldung ihrer Forderungen erstre-
cken. Diese Angaben sind zweimal im Abstand 
von mindestens zwei Wochen in dem nach Arti-
kel 3 Absatz 4 der genannten Richtlinie be-
zeichneten Amtsblatt bekanntzumachen. 

(2) Außerdem ist eine solche Aufforderung je-
dem Gläubiger, der der Gesellschaft bekannt ist 
und der es unterläßt, seine Forderung binnen 
drei Monaten nach der letzten der in Absatz 1 
vorgesehenen Bekanntmachung im nationalen 
Amtsblatt anzumelden, persönlich mitzuteilen. 

(3) Die Gläubiger, die ihre Forderungen inner-
halb einer Frist von einem Jahr nach der letzten 
Bekanntmachung im nationalen Amtsblatt nicht 
angemeldet haben, können ihre Forderungen 
gegenüber der Gesellschaft nicht mehr geltend 
machen. Darauf ist in den in Absatz 1 genann-
ten Bekanntmachungen im nationalen Amts-
blatt sowie in der in Absatz 2 vorgesehenen per-
sönlichen Aufforderung hinzuweisen. 

 
Artikel 12  
 
(1) Eine Verteilung im Rahmen der Liquidation 
an berechtigte Personen, die in der Satzung o-
der im Errichtungsakt bezeichnet sind, oder, so-
weit eine derartige Bezeichnung fehlt, an die 
Aktionäre oder Gesellschafter darf erst erfol-
gen, wenn alle Gläubiger der Gesellschaft, die 
ihre Forderungen nach Artikel 11 geltend ge-
macht haben, befriedigt worden sind. 

(2) Das Nettovermögen der Gesellschaft wird 
nach Befriedigung der in Absatz 1 genannten 
Gläubiger und gegebenenfalls nach Verteilung 
der geschuldeten Beträge an die in Absatz 1 ge-
nannten berechtigten Personen auf die Aktio-
näre oder Gesellschafter im Verhältnis zum 
Nennwert ihrer Aktien oder Anteile, oder, wenn 
ein Nennwert nicht vorhanden ist, zum Rech-
nungswert dieser Aktien oder Anteile verteilt, 
soweit in der Satzung oder im Errichtungsakt-
nichts anderes bestimmt ist.  

(3) Wenn Bareinlagen nicht im gleichen Verhält-
nis für alle von der Gesellschaft ausgegebenen 
Aktien oder Anteile eingezahlt worden sind, sind 
diese Einlagen zu erstatten. In diesem Fall wird 
nur das verbleibende Nettovermögen nach Ab-
satz 2 verteilt. Reicht das Nettovermögen nicht 

aus, um die obengenannten Einlagen zu erstat-
ten, so tragen die Aktionäre oder Gesellschafter 
den Verlust im Verhältnis zum Nennwert ihrer 
Aktien oder Anteile, oder, wenn ein Nennwert 
nicht vorhanden ist, zum Rechnungswert dieser 
Aktien oder Anteile. 

(4) Ist eine Forderung gegenüber der Gesell-
schaft nicht fällig oder ist sie strittig, kann die 
Verteilung des Nettovermögens nur insoweit 
vorgenommen werden, als eine angemessene 
Garantie zugunsten dieses Gläubigers hinter-
legt wird. 

 
Artikel 13 
 
(1) Die Liquidatoren müssen einen Plan für die 
Verteilung des Nettovermögens der Gesell-
schaft im Einklang mit Artikel 12 und nach Ab-
lauf der in Artikel 11 Absatz 3 vorgesehenen 
Frist erstellen. 

(2) Dieser Verteilungsplan ist der Hauptver-
sammlung und den in der Satzung oder im Er-
richtungsakt bezeichneten berechtigten Perso-
nen mitzuteilen. Jeder Aktionär oder Gesell-
schafter sowie jede berechtigte Person kann 
gegen den Verteilungsplan Einspruch bei einem 
Gericht oder einer Verwaltungsbehörde inner-
halb einer Frist von drei Monaten nach Unter-
richtung der Hauptversammlung oder der be-
rechtigten Personen erheben. Vor Ablauf dieser 
Frist darf keine Verteilung vorgenommen 

werden. 

(3) Wird Einspruch erhoben, so beschließt das 
Gericht oder die Verwaltungsbehörde, ob und 
inwieweit vor der Entscheidung dieser Instanz 
während des Verfahrens eine Verteilung vorge-
nommen werden darf. 

(4) Die Liquidation ist mit der Durchführung des 
Verteilungsplans abgeschlossen. 
 
Artikel 14 
 
Wenn nach dem Abschluß der Liquidation vor-
her nicht bekannte Vermögensgegenstände-
entdeckt werden oder sich andere Maßnahmen 
der Liquidation als notwendig erweisen, be-
schließt das Gericht oder die Verwaltungsbe-
hörde auf Antrag eines Aktionärs, Gesellschaf-
ters oder Gläubigers über die Wiedereröffnung 
der Liquidation und legt die Einzelheiten des 
Verfahrens fest.  

 
IV. Schluß- und Übergangsbestimmungen 
 
Artikel 15 
 
(1) Die Mitgliedstaaten ändern bis zum .… ihre 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften insoweit, 



als dies zur Anpassung an die Bestimmungen 
dieser Richtlinie erforderlich ist, und setzen die 
Kommission hiervon unverzüglich in Kenntnis. 

(2) Die Mitgliedstaaten brauchen diese Richtli-
nie auf die zum Zeitpunkt des lnkrafttretens der 
im Absatz 1 genannten Bestimmungen bereits 
bestehenden Gesellschaften nicht anzuwen-
den, wenn zu diesem Zeitpunkt eine nach dem 
Gesetz des Mitgliedstaates vorgeschriebene 
Handlung oder Formalität im Zusammenhang 
mit der Auflösung oder der Liquidation bereits 
vorgenommen ist. 

(3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission 
den Wortlaut der Bestimmungen des innerstaat-
lichen Rechts mit, die sie auf dem von dieser 
Richtlinie erfaßten Gebiet erlassen. 

 
Artikel 16 
 
Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge-
richtet. 


